Deutscher Bundestag 
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Drucksache V/1991 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Änderung 

des Zollgesetzes 

— Drucksache V/1921 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Der Entwurf eines Zehnten Gesetzes zur Ände- 
rung des Zollgesetzes — Drucksache V/1921 — 
wurde dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen in der Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 28. Juni 1967 zur Beratung zugewiesen. 

Der Ausschuß begrüßt die vorgesehene Änderung 
des § 77 Abs. 3 des Zollgesetzes. Durch diese Ände- 
rung wird das Verfahren zur Beratung der Zollver- 
ordnungen im Bundestag wesentlich vereinfacht. Der 
Bundestag wird sich in Zukunft nur noch mit solchen 
Zollvcrordnungen zu befassen haben, bei denen für 
nationale Entscheidungen bei der Ausnutzung von 
Ermächtigungen der EWG-Kommission noch ein 
Spielraum bleibt. Der Ausschuß konnte dieser Ver- 
fahrensvereinfachung um so eher zustimmen, als 
die Vertreter der Bundesregierung zugesagt haben, 
den Ausschuß weiterhin von den Anträgen der Bun- 
desregierung auf Gewährung von Zollkontingenten 
durch die Europäischen Gemeinschaften so bald wie 


möglich zu unterrichten, ihm regelmäßig einen Über- 
blick über die in den Europäischen Gemeinschaften 
zur Verhandlung stehenden Zolltarifmaßnahmen zu 
geben und ihm schließlich die Referenten-Entwürfe 
aller auf § 77 Abs. 3 und 4 (neu) des Zollgesetzes 
gestützten Verordnungen zur Änderung des Zoll- 
tarifs — - mit den ihnen zugrunde liegenden EWG- 
oder EGKS-Entscheidungen — - im unmittelbaren An- 
schluß an das Abstimmungsverfahren zwischen den 
beteiligten Ressorts zu übersenden. Auf diese Weise 
ist sichergestellt, daß der zuständige Ausschuß regel- 
mäßig und umfassend unterrichtet bleibt. Der Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen emp- 
fiehlt deshalb, dem Gesetzentwurf mit den nach- 
stehend vorgesehenen Änderungen, die sich im 
wesentlichen aus der Zurückverweisung des Ent- 
wurfs eines Achten Gesetzes zur Änderung des 
Zollgesetzes — - Drucksache V/1517 — ergeben, zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 29. Juni 1967 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1921 — mit fol- 
genden Änderungen, im übrigen unverändert, anzu- 
nehmen : 

1. Im Titel des Gesetzes wird das Wort „Zehnten" 
ersetzt durch das Wort „Achten". 

2. Die Präambel des Artikels 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1967 vom 29. März 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 385) wird wie folgt geändert:". 

3. In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 77 Abs. 4 des 
Zollgesetzes) wird Nummer 7 gestrichen. 


Bonn, den 29. Juni 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Staratzke 

V o r sitzende r Berichterstatter 


angenommen in der 117. Plenarsitzung am 29. Juni 1967 
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